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Allgemeine Lieferbedingungen 
 
 

1. Geltung der Bedingungen 
 
Die Lieferungen, Leistungen und Angebote des Auftragnehmers erfolgen 
ausschließlich aufgrund dieser Geschäftsbedingungen. Gegenbestäti-
gungen des Auftraggebers unter Hinweis auf seine Geschäfts- bzw. 
Einkaufsbedingungen wird hiermit widersprochen. 
 
 

2. Angebote und Vertragsabschluss 
 
1. Für den Umfang der Lieferungen oder Leistungen sind die beidersei-

tigen schriftlichen Erklärungen maßgebend. Ist ein Vertrag geschlos-
sen worden, ohne dass solche beiderseitigen Erklärungen vorliegen, 
so ist entweder die schriftliche Auftragsbestätigung des Auftragneh-
mers oder Leistenden, falls eine solche nicht erfolgt ist, der schriftli-
che Auftrag des Auftraggebers maßgebend. 

2. Nebenabreden, Änderungen, Ergänzungen und/oder sonstige Ab-
weichungen der vorliegenden Geschäftsbedingungen sind nur gültig, 
wenn der Auftragnehmer insoweit sein Einverständnis erklärt hat. 
Derartige Vereinbarungen sind schriftlich zu treffen. 

3. An Kostenvoranschlägen, Zeichnungen und anderen Unterlagen 
behält sich der Auftragnehmer Eigentums- und urheberrechtliche 
Verwertungsrechte uneingeschränkt vor. Sie dürfen nur nach vorhe-
riger Zustimmung des Auftragnehmers Dritten zugänglich gemacht 
werden. Zu Angeboten gehörige Zeichnungen und andere Unterta-
gen sind, wenn der Auftrag dem Anbieter nicht erteilt wird, auf Ver-
langen unverzüglich zurückzugeben. Die Sätze 1 und 2 gelten ent-
sprechend für Unterlagen des Auftraggebers; diese dürfen jedoch 
solchen Dritten zugänglich gemacht werden, denen der Auftragneh-
mer zulässigerweise Lieferungen oder Leistungen übertragen hat.  

4. Die Angebotsunterlagen, Zeichnungen, Beschreibungen, Muster und 
Kostenvoranschläge des Auftragnehmers dürfen ohne dessen Ge-
nehmigung weder weitergegeben, veröffentlicht, vervielfältigt noch 
sonst wie Dritten zugänglich gemacht werden. Auf Verlangen sind 
die Unterlagen ohne Zurückhaltung von Kopien zurückzugeben. 

 
 

3. Preis 
 
1. Die Preise schließen die gesetzliche Umsatzsteuer, die gesondert 

ausgewiesen ist, mit ein. 
2. Die Preise verstehen sich EXW (Incoterms 2010) 
3. Soweit zwischen Vertragsabschluss und vereinbartem und/oder 

tatsächlichem Lieferdatum mehr als sechs Monate liegen, gelten die 
zur Zeit der Lieferung oder der Bereitstellung gültigen Preise des 
Auftragnehmers. Bei Preiserhöhungen seiner Vorlieferanten, Steige-
rungen von Lohn- und Transportkosten oder sonstigen unerwarteten 
Kostensteigerungen ist der Auftragnehmer berechtigt, Verhandlun-
gen über eine Neufestsetzung des Preises zu verlangen. 

 
 

4. Eigentumsvorbehalt 
 
Die Waren bleiben Eigentum des Auftragnehmers bis zur Erfüllung sämt-
licher ihm gegen den Auftraggeber aus der Geschäftsverbindung zu-
stehenden Ansprüche. Vorher ist Verpfändung oder Sicherungsübereig-
nung untersagt und Weiterveräußerung nur Wiederverkäufern im ge-
wöhnlichen Geschäftsgang unter der Bedingung gestattet, dass der 
Wiederverkäufer von seinen Kunden Bezahlung erhält. Etwaige Kosten 
von Interventionen trägt der Auftraggeber. Soweit der Wert aller Siche-
rungsrechte, die dem Auftragnehmer nach Satz 1 zustehen, die Höhe 
aller gesicherten Ansprüche um mehr als 20 v. H. übersteigt, wird der 
Auftragnehmer auf Wunsch des Auftraggebers einen entsprechenden 
Teil der Sicherungsrechte freigeben. 
 
 

5. Zahlungsbedingungen 
 
1.  Soweit nichts anderes vereinbart ist, sind die Rechnungen des 

Auftragnehmers nach Rechnungsstellung ohne Abzug zahlbar. 
2.  Die Ablehnung von Schecks oder Wechseln behält sich der Auftrag-

nehmer ausdrücklich vor. Die Annahme erfolgt stets nur erfüllungs-
halber. Diskont- und Wechselspesen gehen zu Lasten des Bestellers 
und sind sofort fällig. 

3.  Wenn dem Auftragnehmer Umstände bekannt werden, die die Kre-
ditwürdigkeit des Bestellers in Frage stellen ist der Auftragnehmer 
berechtigt, die gesamte Restschuld fällig zu stellen. Zudem ist der 
Auftragnehmer in diesem Fall berechtigt, Vorauszahlungen oder Si-
cherheitsleistungen zu verlangen. 

4.  Stellt der Besteller seine Zahlungen endgültig ein und/oder wird ein 
Insolvenzverfahren über sein Vermögen beantragt, so ist der Auftrag-
nehmer auch berechtigt, von dem noch nicht erfüllten Teil des Vertra-
ges zurückzutreten. 

5.  Der Auftragnehmer ist berechtigt, trotz anders lautender Bestimmun-
gen des Auftraggebers Zahlungen zunächst auf dessen ältere Schul-
den anzurechnen. Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über die-
se Art der erfolgten Verrechnung informieren. Sind bereits Kosten und 
Zinsen entstanden, so ist der Auftragnehmer berechtigt, die Zahlung 
zunächst auf die Kosten, dann auf die Zinsen und zuletzt auf die 
Hauptleistung anzurechnen. 

6.  Gerät der Auftraggeber in Zahlungsverzug, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, den jeweiligen gesetzlichen Verzugszins zu berechnen. Die 
Geltendmachung eines darüber hinausgehenden Verzugsschadens 
des Auftragnehmers bleibt vorbehalten. Dem Auftraggeber bleibt es in 
den vorbezeichneten Fällen unbenommen, einen geringeren Schaden 
nachzuweisen, der dann maßgeblich ist. 

7.  Die Aufrechnung seitens des Auftraggebers ist ausgeschlossen, soweit 
es sich nicht um rechtskräftige festgestellte oder vom Auftragnehmer 
nicht bestrittene Gegenforderungen handelt. 

 
 

6. Fristen für Lieferungen oder Leistungen 
 
1. Lieferfristen gelten vorbehaltlich richtiger und rechtzeitiger Selbstbelie-

ferung, es sei denn, eine verbindliche Lieferfrist wurde schriftlich zuge-
sagt. 

2.  Verzögert sich die Lieferung oder Leistung auf Grund eines Umstan-
des, den der Auftragnehmer, seine gesetzlichen Vertreter oder Erfül-
lungsgehilfen zu vertreten haben, erfolgt die Haftung nach den gesetz-
lichen Bestimmungen. Bei leichter Fahrlässigkeit ist die Haftung auf 
den vorhersehbaren vertragstypischen Schaden begrenzt. Dieser 
Grundsatz gilt insbesondere bei höherer Gewalt, Streik, Aussperrung, 
behördlichen Anordnungen usw., auch wenn diese Hindernisse bei Lie-
feranten des Auftragnehmers oder deren Unterlieferanten eintreten. 
Die Dauer einer vom Auftraggeber im Falle der Leistungsverzögerung 
nach den gesetzlichen Vorschriften zu setzenden Nachfrist wird auf 
vier Wochen festgelegt, die mit Eingang der Nachfristsetzung beim Auf-
tragnehmer beginnt. 

 
 

7. Gefahrenübergang 
 
Die Gefahr geht auf den Auftraggeber über, auch dann, wenn frachtfreie 
Lieferung vereinbart worden ist: 
1. Bei Lieferung ohne Aufstellung oder Montage, wenn die betriebsbereite 

Sendung zum Versand gebracht oder abgeholt worden ist. Die Verpa-
ckung erfolgt mit bester Sorgfalt. Der Versand erfolgt nach bestem Er-
messen des Auftragnehmers. Auf Wunsch und Kosten des Auftragge-
bers wird die Sendung vom Auftragnehmer gegen Bruch-, Transport- 
und Feuerschäden versichert. 

2. Bei Lieferung mit Aufstellung oder Montage am Tage der Übernahme 
in eigenen Betrieb; soweit ein Probebetrieb vereinbart ist, nach ein-
wandfreiem Probebetrieb. Vorausgesetzt wird dabei, dass der Probe-
betrieb bzw. die Übernahme in eigenen Betrieb unverzüglich an die be-
triebsbereite Aufstellung oder Montage anschließt. Nimmt der Auftrag-
geber das Angebot eines Probebetriebes oder der Übernahme in eige-
nen Betrieb nicht an, so geht nach Ablauf von 14 Tagen nach diesem 
Angebot die Gefahr für die Zeit der Verzögerung auf den Auftraggeber 
über. 

3. Wenn der Versand, die Zustellung oder der Beginn oder die Durchfüh-
rung der Aufstellung oder Montage auf Wunsch des Auftraggebers der 
aus von ihm zu vertretenden Gründen verzögert wird, so geht die Ge-
fahr für die Zeit der Verzögerung auf den Auftraggeber über; jedoch ist 
der Auftragnehmer verpflichtet, auf Wunsch und Kosten des Auftrag-
gebers die von ihm verlangten Versicherungen zu bewirken. 

 
 

8. Aufstellung und Montage 
 
Für jede Art von Aufstellung und Montage gelten, soweit nichts anderes 
schriftlich vereinbart ist, folgende Bestimmungen: 
a) Der Auftraggeber hat auf seine Kosten zu übernehmen und rechtzeitig 

zu stellen: 
1. Hilfsmannschaften und wenn nötig Facharbeiter für verschiedene 

Gewerke mit dem von diesen benötigten Werkzeugen.  
2. alle Erd-, Bettungs-, Bau-, Stemm-. Gerüst-, Verputz-, Maler- und 

sonstige branchenfremden Nebenarbeiten, einschließlich der dazu 
benötigten Baustoffe. 



3. die zur Montage und Inbetriebsetzung erforderlichen Bedarfs-
stoffe, wie Rüsthölzer, Keile, Unterlagen, Zement, Putz- und 
Dichtungsmittel, Schmiermittel, Brennstoffe usw.; ferner Gerüste, 
Hebezeuge und andere Vorrichtungen, 

4. Betriebskraft und Wasser einschließlich der erforderlichen An-
schlüsse bis zur Verwendungsstelle, Heizung und allgemeine 
Beleuchtung 

5. geeignete und verschließbare Räume für die Aufbewahrung von 
Maschinenteilen, Apparaturen, Materialien und Werkzeugen, 

6. angemessene Umkleide-, Arbeits- und Aufenthaltsräume für das 
Montagepersonal einschließlich sanitärer Anlagen, 

7. Schutzkleidung und Schutzvorrichtungen, die infolge besonderer 
Umstande der Montagestelle erforderlich und für den Auftrag-
nehmer nicht branchenüblich sind.  

 
b) Vor Beginn der Montage bzw. Montagearbeiten hat der Auftraggeber 

die nötigen Angaben über die Lage verdeckt geführter Strom-, Gas-, 
Wasserleitungen oder ähnlicher Anlagen sowie die erforderlichen 
statischen Angaben unaufgefordert zur Verfügung zu stellen. 

c) Vor Beginn der Aufstellung oder Montage müssen die für die Auf-
nahme der Arbeiten erforderlichen Lieferteile sich an Ort und Stelle 
befinden und alle Vorarbeiten soweit fortgeschritten sein, dass die 
Aufstellung oder Montage sofort nach Ankunft des Montagepersonals 
begonnen und ohne Unterbrechung durchgeführt werden kann. Ins-
besondere müssen die Fahrwege und der Aufstellungs- oder Monta-
geplatz in Flurhöhe geebnet und geräumt, das Grundmauerwerk ab-
gebunden und trocken, die Grundmauern gerichtet und hinterfüllt, bei 
Innenaufstellung Wand- und Deckenverputz vollständig fertiggestellt 
sowie Türen und Fenster eingesetzt sein. 

d) Verzögert sich die Aufstellung, Montage oder Inbetriebnahme durch 
Umstände, insbesondere auf der Baustelle ohne Verschulden des 
Auftragnehmers (Gläubigerverzug), so hat der Auftraggeber in an-
gemessenem Umfang die Kosten für Wartezeit und weitererforderli-
che Reisen des Montagepersonals zu tragen. 

e) Dem Montagepersonal ist vom Auftraggeber die Arbeitszeit nach 
bestem Wissen wöchentlich zu bescheinigen. Der Auftraggeber ist 
ferner verpflichtet, dem Montagepersonal eine schriftliche Bescheini-
gung über die Beendigung der Aufstellung oder Montage unverzüg-
lich auszuhändigen. 

f) Der Auftragnehmer haftet nicht für die Arbeiten seines Montageper-
sonals und sonstigen Erfüllungsgehilfen, soweit die Arbeiten nicht mit 
der Lieferung und der Aufstellung oder Montage zusammenhängen 
oder soweit dieselben vom Auftraggeber veranlasst sind. 

 
Falls der Auftragnehmer die Aufstellung oder  Montage gegen Einzelbe-
rechnung übernommen hat, gelten noch die folgenden Bestimmungen: 
 
1. Der Auftraggeber vergütet dem Auftragnehmer die bei Auftragsertei-

lung vereinbarten Verrechnungssätze für Arbeitszeit und Zuschläge 
für Mehr-, Nacht-, Sonn- und Feiertagsarbeit, für Arbeiten unter er-
schwerten Umständen sowie für Planung und Überwachung. Ferner 
werden folgende Kosten gesondert vergütet:  
a) Reisekosten, Kosten für den Transport des Handwerkszeugs 

und des persönlichen Gepäcks; 
b) die Auslösung für die Arbeitszeit sowie für Ruhe- und Feiertage. 

 
 

9. Entgegennahme 
 
1. Angelieferte Gegenstände sind, auch wenn sie unwesentliche Schä-

den aufweisen, vom Auftraggeber entgegenzunehmen. 
2. Teillieferungen sind zulässig. 
 
 

10 Haftung für Mängel 
 
Für Mängel, zu denen auch das Fehlen zugesicherter Eigenschaften 
zählt, haftet der Auftragnehmer wie folgt: 
 
1.  Ist die vom Auftragnehmer erbrachte Leistung bzw. der Liefergegen-

stand mangelhaft, darf der Auftragnehmer nach seiner Wahl Ersatz 
liefern oder den Mangel beseitigen. Mehrfache Nachbesserungen - in 
der Regel zwei – sind innerhalb einer angemessenen Frist zulässig. 

2.  Das Recht des Bestellers, Ansprüche aus Mängeln geltend zu ma-
chen, verjährt in allen Fällen vom Zeitpunkt des Gefahrübergangs an 
in 12 Monaten, soweit nicht gesetzlich zwingend eine längere Frist 
vorgeschrieben ist. Ist der Besteller Auftragnehmer im Sinne von § 
14 BGB, gelten ergänzend die Ziffern 3 und 4. 

3.  Offensichtliche Mängel bei Werkleistungen können nach Abnahme 
nicht mehr geltend gemacht werden. Ansonsten sind zwecks Erhal-
tung von Mängelansprüchen des Bestellers derartige Mängel dem 
Auftragnehmer unverzüglich, spätestens jedoch innerhalb von zwei 
Wochen nach Lieferung schriftlich mitzuteilen. Die mangelhaften Ge-
genstände sind in dem Zustand, in dem sie sich im Zeitpunkt der 
Feststellung des Mangels befinden, zur Besichtigung durch den Auf-
tragnehmer bereit zu halten. 

4.  Unwesentliche, zumutbare Abweichungen in den Abmessungen und 
Ausführungen – insbesondere bei Nachbestellungen – berechtigen 
nicht zu Beanstandungen, es sein denn, dass die absolute Einhaltung 
ausdrücklich vereinbart worden ist. Technische Verbesserungen sowie 
notwendige technische Änderungen gelten ebenfalls als vertragsge-
mäß, soweit sie keine Verschlechterung der Gebrauchstauglichkeit 
darstellen. 

5.  Werden Betriebs- oder Wartungsanweisungen des Auftragnehmers 
nicht befolgt, Änderungen an den Produkten vorgenommen, Teile aus-
gewechselt oder Verbrauchsmaterialien verwendet, die nicht den Origi-
nalspezifikationen entsprechen, so entfällt jede Gewährleistung, wenn 
der Besteller eine entsprechend substantiierte Behauptung, dass erst 
einer dieser Umstände den Mangel herbeigeführt hat, nicht widerlegt. 

6.  Eine Haftung für normale Abnutzung ist ausgeschlossen. 
7.  Schlägt die Nacherfüllung innerhalb einer angemessenen Frist fehl, 

kann der Besteller nach seiner Wahl Herabsetzung des Preises oder 
Rückgängigmachung des Vertrages verlangen. 

8.  Die vorstehenden Regelungen dieses Paragraphen gelten nicht für den 
Verkauf gebrauchter Gegenstände. Bei Verbrauchern gilt für diese eine 
Frist für die Geltendmachung von Mängelansprüchen von einem Jahr. 
Auftragnehmern werden gebrauchte Gegenstände unter Ausschluss 
jeglicher Mängelansprüche geliefert. 

9.  Steht der Auftragnehmer dem Besteller über seine gesetzlichen Ver-
pflichtungen hinaus zur Erteilung von Auskünften hinsichtlich der Ver-
wendung seines Produktes zur Verfügung, so haftet er gemäß § 7 nur 
dann, wenn hierfür ein besonderes Entgelt vereinbart wurde. 

 
 

11. Unmöglichkeit, Vertragsanpassung 
 
1. Wird dem Auftragnehmer oder Auftraggeber die ihm obliegende Liefe-

rung oder Leistung unmöglich, so gelten die allgemeinen Rechtsgrund-
sätze mit der folgenden Maßgabe:  
Ist die Unmöglichkeit auf Verschulden des Auftragnehmers zurückzu-
führen, so ist der Auftraggeber berechtigt, Schadensersatz zu verlan-
gen. Jedoch beschränkt sich der Schadensersatzanspruch des Auf-
traggebers auf 10 v.H. des Wertes desjenigen Teils der Lieferung oder 
Leistung, welcher wegen der Unmöglichkeit nicht in zweckdienlichen 
Betrieb genommen werden kann. Schadensersatzansprüche des Auf-
traggebers, die über die genannte Grenze in Höhe von 10 v. H. hin-
ausgehen, sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht, soweit in Fällen des 
Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit zwingend gehaftet wird. Das 
Recht des Auftraggebers zum Rücktritt vom Vertrag bleibt unberührt. 

2. Sofern unvorhergesehene Ereignisse im Sinne von V., Ziffer 3, Abs.1, 
die wirtschaftliche Bedeutung oder den Inhalt der Lieferung oder Leis-
tung erheblich verändern oder auf den Betrieb des Auftragnehmers er-
heblich einwirken, wird der Vertrag angemessen angepasst, soweit 
dies Treu und Glauben entspricht. Soweit dies wirtschaftlich nicht ver-
tretbar ist, steht dem Auftragnehmer das Recht zu, vom Vertrag zu-
rückzutreten. Will er von diesem Rücktrittsrecht Gebrauch machen, so 
hat er dies nach Erkenntnis der Tragweite des Ereignisses unverzüg-
lich dem Auftraggeber mitzuteilen, und zwar auch dann, wenn zunächst 
mit dem Auftraggeber eine Verlängerung der Lieferzeit vereinbart war. 

 
 

12. Haftungsbegrenzung 
 
Schadensersatzansprüche aus positiver Forderungsverletzung, aus Ver-
schulden bei Vertragsabschluss und aus unerlaubter Handlung, die nicht 
gleichzeitig auf der Verletzung einer vertraglichen Hauptleistungspflicht 
durch den Auftragnehmer beruhen, sind sowohl gegen den Auftragnehmer 
als auch gegen dessen Erfüllungs- bzw. Verrichtungsgehilfen ausgeschlos-
sen, 
soweit der Schaden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht wurde. 
Dies gilt nicht für Schadensersatzansprüche aus Fehlen der vertraglich 
vorausgesetzten Eignung, die den Auftraggeber gegen das Risiko von 
Mangelfolgeschäden absichern sollen. Schadensersatzansprüche nach 
dem Gesetz über die Haftung für fehlerhafte Produkte (PrdHG) bleiben 
ebenso unberührt wie eine Haftung für Schäden an Leben, Körper oder 
Gesundheit. 
 
 

13. Gerichtsstand 
 
1. Alleiniger Gerichtsstand ist, wenn der Auftraggeber Vollkaufmann ist, 

bei allen aus dem Vertragsverhältnis mittelbar oder unmittelbar sich er-
gebenden Streitigkeiten nach Wahl des Auftragnehmers der Hauptsitz 
oder die Niederlassung des Auftragnehmers. 

2. Für die vertraglichen Beziehungen gilt deutsches Recht. 
 
 

14. Verbindlichkeit des Vertrages 
 
Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner Punkte in 
seinen übrigen Teilen verbindlich. Das gilt nicht, wenn das Festhalten an 
dem Vertrag eine unzumutbare Härte für eine Partei darstellen würde. 


